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Im Auftrag der Geschäftsprüfungskommission des Grossen Rates hat die Finanzkontrolle des Kantons Basel-
Stadt eine Wirtschaftlichkeitsprüfung in den Bereichen Betrieb und Management der St. Jakobshalle 
durchgeführt. Die im Jahre 2006 seitens des Erziehungsdepartementes neu eingeschlagene Richtung für das 
Management und die Organisation der St. Jakobshalle zeigt positive Resultate. Mit der Übertragung der 
Geschäftsführung an die Levent AG entwickelte sich eine erfolgreiche Kooperation von Verwaltung und 
Privatwirtschaft. So konnten die durchschnittlichen Erträge gegenüber früheren Jahren um rund 220% gesteigert 
und die St. Jakobshalle durch Akquisition von diversen Grossanlässen als zweitwichtigster Veranstaltungsort der 
Schweiz etabliert werden. Kunden und Veranstalter loben den neu entwickelten Dienstleistungscharakter. Die 
Mitarbeitenden der St. Jakobshalle ihrerseits sind mit der Geschäftsführungsleistung von Herrn Kastl zu einem 
motivierten Team zusammengewachsen. Die GPK kann mit Zufriedenheit feststellen, dass der Sport durch die 
verschiedenen kommerziellen Events nicht vernachlässigt wurde. 

Kooperation von Verwaltung und Privatwirtschaft ausbauen 

Die St. Jakobshalle ist mit ihrem Leistungsauftrag gemäss FiKo prädestiniert für ein Public-Private-Partnership-
Modell (PPP), da die im Eventmanagement geforderten Leistungen über kantonales Arbeitszeitmodell und 
Personalrecht hinausgehen würden. Bereits jetzt hat der Kanton deutlich von privatwirtschaftlicher 
Professionalität, Dienstleistungsbereitschaft und Marktkenntnis profitieren können. Die konsequente Umsetzung 
eines PPP-Modells könnte den Erfolg noch steigern sowie bestehendes und zukünftiges Konfliktpotential 
minimieren. Anfangs dieses Jahres wurde mit einem neuen Eventmanager einen Vertrag abgeschlossen. 
Deshalb ist es für die Anzugsstellenden jetzt sinnvoll, über die zukünftige Rechtsform der St. Jakobshalle eine 
Diskussion anzustossen. Die GPK ist der Ansicht, dass der Regierungsrat während der Laufzeit des neuen 
Mandatsvertrags (2010 bis 2013) eine ausführliche Analyse möglicher PPP-Modelle für die Nutzung der St. 
Jakobshalle durchführen sollte. 

Die Anzugstellenden bitten deshalb den Regierungsrat, eine umfassende Analyse möglicher PPP-Modelle für die 
St. Jakobshalle durchzuführen und die folgenden Fragen zu beantworten: 

1. Ist ein PPP-Modell für die St. Jakobshalle möglich und sinnvoll? 

2. Welches PPP-Modell wäre für das Management und die Organisation der St. Jakobshalle am 
sinnvollsten? 

3. Wie wäre ein PPP-Modell soweit vorzubereiten, dass es bei Ablauf des bestehenden Mandatsvertrages 
bzw. Neuausschreibung des Mandats umsetzbar wäre? 

4. Welche personalrechtlichen Konsequenzen würde ein PPP-Modell St. Jakobshalle mit sich bringen? 

5. Wie könnte sichergestellt werden, dass auch bei einer durch ein PPP-Modell betriebenen St. Jakobshalle 
der nicht kommerzielle Sport sowie der Breitensport weiterhin ihren entsprechenden Platz bekommen?  

6. Inwieweit wäre eine Zusammenarbeit mit dem Betreiber des St. Jakob-Parks und der St. Jakob-Arena 
sinnvoll und möglich? 
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